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Neues aus Gesetzgebung & 

Finanzverwaltung 

 
BMF: Abgrenzung zwischen Geldleistung und Sachbezug 
 
Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 14. April ein Schreiben für 
die Anwendung der Regelungen des § 8 Absatz 1 Satz 2 und 3 und Absatz 2 Satz 
11 zweiter Halbsatz EStG in der Fassung des Gesetzes zur weiteren steuerlichen 
Förderung der Elektromobilität und zur Änderung weiterer steuerlicher 
Vorschriften sowie für die Anwendung der Urteile des BFH vom 7. Juni 2018, VI R 
13/16 und vom 4. Juli 2018, VI R 16/17 zur Abgrenzung zwischen Geldleistung 
und Sachbezug veröffentlicht. 

Hintergrund 

In § 8 Absatz 1 Satz 2 EStG ist durch die neue Definition „Zu den Einnahmen in 
Geld gehören“ nun gesetzlich festgeschrieben, dass zweckgebundene 
Geldleistungen, nachträgliche Kostenerstattungen, Geldsurrogate und andere 
Vorteile, die auf einen Geldbetrag lauten, 
grundsätzlich keine Sachbezüge, sondern Geldleistungen sind. 
In § 8 Absatz 1 Satz 3 EStG werden bestimmte zweckgebundene Gutscheine 
(einschließlich entsprechender Gutscheinkarten, digitaler Gutscheine, 
Gutscheincodes oder Gutscheinapplikationen/-Apps) oder entsprechende 
Geldkarten (einschließlich Wertguthabenkarten in Form von Prepaid-Karten) 
hingegen als Sachbezug gesetzlich definiert. 

Das Schreiben umfasst Ausführungen zu folgenden Teilbereichen: 

• Überblick über die neuen Regelungen 
• Sachbezug im Sinne des § 8 Absatz 2 Satz 1 EStG i. V. m. § 8 

Absatz 1 Satz 3 EStG 
• Geldleistung im Sinne des § 8 Absatz 1 Satz 1 und 2 EStG 
• Allgemeine lohn- und einkommensteuerliche Regelungen zu 

Gutscheinen oder Geldkarten 
• Anwendung der 44-Euro-Freigrenze im Sinne des § 8 Absatz 2 

Satz 11 EStG bei Unfallversicherungen und betrieblicher 
Altersversorgung 

• Anwendungszeitraum 

Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 13. April 2021, IV C 5 – S 2334/19/10007 :002. 
  

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Lohnsteuer/2021-04-13-abgrenzung-zwischen-geldleistung-und-sachbezug.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Lohnsteuer/2021-04-13-abgrenzung-zwischen-geldleistung-und-sachbezug.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 15. April 2021 

 
 
Die Steuerermäßigung nach § 35a Abs. 2 EStG ist auch für die 
Inanspruchnahme von haushaltsnahen Dienstleistungen zu 
gewähren, die dem Grunde nach als außergewöhnliche 
Belastungen abziehbar, wegen der zumutbaren Belastung aber 
nicht als solche berücksichtigt worden sind. 
In der Haushaltsersparnis, die bei der Ermittlung der abziehbaren 
außergewöhnlichen Belastungen für eine krankheitsbedingte 
Unterbringung zu berücksichtigen ist, sind keine Aufwendungen 
enthalten, die eine Steuerermäßigung nach § 35a Abs. 2 EStG 
rechtfertigen. 
 
Zum Urteil 
 
 
 

Werden im Rahmen eines Ehegattenarbeitsverhältnisses 
Gehaltsansprüche des Arbeitnehmers teilweise zum Zweck 
betrieblicher Altersvorsorge in Beiträge für eine rückgedeckte 
Unterstützungskasse umgewandelt, ist die Entgeltumwandlung 
grundsätzlich am Maßstab des Fremdvergleichs zu messen. Für 
die Fremdvergleichsprüfung bei Entgeltumwandlungen ist 
insbesondere das Regel-Ausnahme-Verhältnis zwischen 
regelmäßig anzunehmender Angemessenheit und nur 
ausnahmsweise gegebener Unangemessenheit der Umgestaltung 
der Entlohnung des Arbeitsverhältnisses zu beachten. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
Die Überlassung von Vieheinheiten durch einen Gesellschafter an 
eine Personengesellschaft unter gesellschaftsvertraglicher 
Vereinbarung eines Vorabgewinns erfolgt gegen Entgelt, wenn der 
Gesellschafter mit der Zahlung rechnen kann. 
Die Umsätze aus der Überlassung von Vieheinheiten unterliegen 
nicht der Durchschnittssatzbesteuerung nach § 24 UStG, sondern 
dem Regelsteuersatz. 
 
Zum Urteil  
 
 
 
 
 
 
 

Urteil VI R 46/18: § 35a 
EStG in Bezug auf 
zumutbare Belastung 
und 
Haushaltsersparnis 
 
 
 
 
 
 
16. Dezember 2020 
 

Urteil X R 32/18: 
Berücksichtigung von 
im Rahmen eines 
Ehegattenarbeitsverhä
ltnisses geleisteten 
Beiträgen für eine 
rückgedeckte 
Unterstützungskasse 
als Betriebsausgabe - 
Entgeltumwandlung 
 
28. Oktober 2020 
 

 

 

Beschluss V R 22/19: 
Vorabgewinn als 
umsatzsteuerbares 
Sonderentgelt; 
Regelsteuersatz für die 
Überlassung von 
Vieheinheiten 
 
 
 
12. November 2020 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110059/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110060/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110058/
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Rechtsprechung im Blog 
 

Änderung von Einkommensteuerbescheiden nach § 91 Abs. 1 Satz 4 EStG 
aufgrund einer Mitteilung der ZfA 

Die Mitteilung der Zentralen Zulagenstelle für Altersvermögen (ZfA) führt bei 
Abweichungen in Bezug auf den Sonderausgabenabzug nach § 10a Abs. 1 Satz 
1 EStG nicht dazu, dass das Finanzamt ungeprüft den Inhalt dieser Mitteilung 
umzusetzen hat; die Mitteilung nach § 91 Abs. 1 Satz 4 EStG ist im Verhältnis 
zum Einkommensteuerbescheid weder ein Grundlagenbescheid noch kommt ihr 
grundlagenbescheidsähnliche Wirkung zu. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in 
einem aktuellen Urteil entschieden. 

Sachverhalt 

Die Kläger werden in den Streitjahren 2010 bis 2012 zusammen zur 
Einkommensteuer veranlagt. Die Kläger machten in ihren Steuererklärungen für 
die Streitjahre jeweils einen Sonderausgabenabzug gem. § 10a Abs. 1 EStG in 
der in den Streitjahren geltenden Fassung geltend. In den Anlagen AV zu den 
Einkommensteuererklärungen gaben die Kläger an, dass jeder von ihnen 
unmittelbar zulageberechtigt sei. 

Das Finanzamt veranlagte die Kläger zunächst erklärungsgemäß. 

Im Jahr 2015 teilte die Zentrale Zulagenstelle für Altersvermögen (ZfA) dem 
Finanzamt mit, dass der Kläger nur mittelbar zulageberechtigt sei. Daraufhin 
änderte das Finanzamt die Einkommensteuerfestsetzungen sowie die 
Feststellungen nach § 10a Abs. 4 EStG für die Streitjahre. 

Die Klage vor dem Finanzgericht Hamburg blieb ohne Erfolg. 

Entscheidung des BFH 

Der BFH hat der Revision stattgegeben und die Entscheidung der Vorinstanz 
aufgehoben. 

Die angefochtenen Einkommensteuerbescheide sowie die 
Einspruchsentscheidung sind rechtswidrig, da den Klägern aufgrund ihrer 
unmittelbaren Zulageberechtigung (§ 79 Satz 1 EStG) der Sonderausgabenabzug 
gemäß § 10a Abs. 1 EStG zu gewähren war. 

Der Kläger ist, was zwischen den Beteiligten unstreitig ist, in den Streitjahren in 
der landwirtschaftlichen Alterskasse pflichtversichert gewesen. Somit ist auch er 
gemäß § 79 Satz 1 EStG unmittelbar zulageberechtigt und kann gemäß § 10a 
Abs. 1 Satz 1 EStG zusätzlich Sonderausgaben geltend machen. 

Das Finanzgericht war verpflichtet, diesen Umstand bei seiner Entscheidung zu 
berücksichtigen. Es hat eine Rechtswidrigkeit des angefochtenen 
Verwaltungsakts bei seiner Entscheidung ausnahmsweise nur dann 
hinzunehmen, wenn der Kläger aufgrund einer Anfechtungsbeschränkung gemäß 
§ 42 Finanzgerichtsordnung (FGO) sachlich nicht befugt ist, im anstehenden 
Verfahren eine dementsprechende Rechtsverletzung geltend zu machen. 

Eine derartige Beschränkung ist im Streitfall nicht gegeben. Insbesondere liegen 
die Voraussetzungen des § 42 FGO i.V.m. § 351 Abs. 2 Abgabenordnung (AO) 
nicht vor, wonach Entscheidungen in einem Grundlagenbescheid nur durch 
Anfechtung jenes Bescheides, nicht aber auch durch eine solche des 
Folgebescheides, angegriffen werden können. 
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Bei der Mitteilung der ZfA an das Finanzamt i.S. von § 91 Abs. 1 Satz 4 Halbsatz 
1 EStG handelt es sich nicht um einen Grundlagenbescheid (§ 171 Abs. 10 Satz 
1 AO). 

Der Mitteilung nach § 91 Abs. 1 Satz 4 Halbsatz 1 EStG kommt auch keine 
grundlagenbescheidsähnliche Wirkung zu. Unabhängig davon, dass eine solche 
Wirkung mangels Bekanntgabe an den Zulageberechtigten überhaupt nicht 
möglich ist, fehlt es bereits an einer entsprechenden Formulierung in § 91 Abs. 1 
Satz 4 EStG. Auch § 10a EStG enthält keinen Hinweis auf eine solche 
Bindungswirkung. 

§ 91 Abs. 1 Satz 4 EStG ermächtigt das Finanzamt lediglich, die 
Einkommensteuerfestsetzung i.S. des § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. d AO zu 
ändern. Der Wortlaut des § 91 Abs. 1 Satz 4 Halbsatz 1 EStG sieht nur vor, dass 
das Finanzamt aufgrund der Mitteilung der ZfA die Steuerfestsetzung oder die 
gesonderte Feststellung gemäß § 10a Abs. 4 EStG zu ändern hat. Diese 
Änderungsnorm ist aber nicht mit einer inhaltlichen Bindungswirkung ausgestaltet 
worden. Vielmehr bleibt das Finanzamt auch weiterhin verpflichtet, die 
Steuerfestsetzung auf ihre materielle Richtigkeit hin zu überprüfen. 

Ebenso wenig kommt der Mitteilung aus sonstigen Gründen Tatbestandswirkung 
zu. 

Die von der Vorinstanz angenommene Anfechtungsbeschränkung führt zu einer 
Verkürzung des Rechtsschutzes für den Steuerpflichtigen. 

Fundstelle 

BFH, Urteil vom 08. September 2020 (X R 2/19), veröffentlicht am 08. April 2021, 
siehe auch die im Wesentlichen inhaltsgleiche Entscheidung X R 16/19 vom 
selben Tage. 

 

Bestimmung des Inhaltsadressaten einer Prüfungsanordnung 

Zur Inhaltsbestimmung eines Verwaltungsakts ist zwar der erklärte Wille der 
Behörde zu erfassen und nicht am buchstäblichen Sinne des Ausdrucks zu 
haften; allerdings ist ein in seinem Ausspruch eindeutig an einen bestimmten 
Adressaten gerichteter Bescheid insofern keiner Auslegung zugänglich. Dies hat 
der Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden. 

Sachverhalt 

Streitig ist, neben anderen Rechtsfragen, die Auslegung einer 
Prüfungsanordnung. Dabei macht die Klägerin geltend, dass ihr die 
Prüfungsanordnung wegen einer falschen Adressierung nicht wirksam bekannt 
gegeben wurde. Daher sei bei Erlass der angefochtenen Steuerbescheide bereits 
Festsetzungsverjährung eingetreten gewesen. 

Die Klage vor dem Finanzgericht München blieb ohne Erfolg. 

Entscheidung des BFH 

Der BFH hat der Revision stattgegeben, die Entscheidung der Vorinstanz 
aufgehoben und zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung an das 
Finanzgericht zurückverwiesen. 

Zur Inhaltsbestimmung eines Verwaltungsakts ist zwar der erklärte Wille der 
Behörde zu erfassen und nicht am buchstäblichen Sinne des Ausdrucks zu 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110056/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150051/
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ZUM SEMINAR 

haften. Allerdings ist ein in seinem Ausspruch eindeutig an einen bestimmten 
Adressaten gerichteter Bescheid insofern keiner Auslegung zugänglich. 

Eine Außenprüfung, die aufgrund einer gegenüber dem Steuerpflichtigen nicht 
wirksam gewordenen Prüfungsanordnung durchgeführt wird, kann den Ablauf der 
Festsetzungsfrist nicht hemmen. 

Ist Festsetzungsverjährung eingetreten, ermöglicht es der Grundsatz von Treu 
und Glauben nicht, dass zu Lasten des Steuerpflichtigen ein erloschener 
Steueranspruch wieder auflebt. Dies gilt unabhängig davon, ob dem 
Steuerpflichtigen der Eintritt der Verjährung „vorwerfbar“ ist oder nicht. 

Das Finanzgericht hat -von seinem Standpunkt aus konsequenterweise- nicht 
geprüft, ob im Streitfall die verlängerte Festsetzungsfrist des § 169 Abs. 2 Satz 2 
Halbsatz 1 Abgabenordnung (AO) gilt. Dies wird es im zweiten Rechtsgang 
nachzuholen haben. 

Fundstelle 

BFH, Urteil vom 11. November 2020 (XI R 11/18), veröffentlicht am 08. April 
2021. 
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https://www.pwc-events.com/steuernzumfruehstueck
https://www.pwc-events.com/steuernzumfruehstueck
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https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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E-MAIL SENDEN 

 

ANMELDEN 

AA 

ABMELDEN 

 

Noch Fragen? 
 

Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 

einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 

Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 

Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 

durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 

Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 

 

Bestellung und Abbestellung  
 

Wenn Sie einen PwC-Newsletter bestellen, speichern und verarbeiten wir Ihre E-

Mail-Adresse zum Zweck des Versands des von Ihnen abonnierten Newsletters. 

Falls Sie „steuern+recht aktuell“ nicht mehr erhalten möchten, senden Sie bitte 

eine entsprechende E-Mail-Nachricht an: 

  

 

Redaktion  
 

Gabriele Nimmrichter 

PricewaterhouseCoopers GmbH  

Friedrich-Ebert-Anlage 35-37 

60327 Frankfurt am Main 

Tel.: (0 69) 95 85-5680 

gabriele.nimmrichter@de.pwc.com 

 

Gunnar Tetzlaff 

PricewaterhouseCoopers GmbH  

Fuhrberger Straße 5 

30625 Hannover 

Tel.: (0 511) 53 57-3242 

gunnar.tetzlaff@de.pwc.com 

 

 

Datenschutz 
 

Die Datenverarbeitung für den Versand des 

Newsletters erfolgt aufgrund der Grundlage 

Ihrer Einwilligung. Sie können den 

Newsletter jederzeit mit Wirkung für die 

Zukunft abbestellen und Ihre Einwilligung 

damit widerrufen 

 
© 2021 PwC. All rights reserved. PwC 
refers to the PwC network and/or one or 
more of its member firms, each of which is a 
separate entity. 

 
Please see www.pwc.com/structure for 
further details. 
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